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blickpunkt

Steuerung ist ganz ohne Zweifel eine 
der zentralen Aufgaben von Berufs-

bildungspolitik; am Anfang und im Zent-
rum der Steuerungsfrage stehen die be-
rühmten W-Fragen: Durch Wen?; Wo-
hin? und Wodurch bzw.: Womit?

Mindestens die erste Frage klärte der 
längst verblichene ehemalige FDP-Star 
Guido Westerwelle in seiner Abschieds-
rede als Steuermann der FDP in Rostock 
am 14.5.2011: „... auf jedem Schiff, das 
dampft und segelt, ist einer, der die Sa-
che regelt“; symptomatisch für die Politik 
– für die FDP allemal – scheint dabei, dass 
mit dieser Behauptung eigentlich nur die 
Machtfrage geklärt ist: Was womit gere-
gelt werden soll, blieb im Nebel der Ge-
schichte bzw. genauer: des FDP-Parteita-
ges verborgen.

Sehr viel präziser – und zugleich 
auch in gewohnt genialer Weise kultur- 
und ideologiekritisch – formulierte Bert 
Brecht in seiner am 31. August 1928 
im legendären Theater am Schiffbauer-
damm uraufgeführten „Dreigroschen-
oper“ die Steuerungsproblematik durch 
seine „Ballade von der Unzulänglichkeit 
des menschlichen Strebens“:

Der Mensch lebt durch den Kopf.//Sein 
Kopf reicht ihm nicht aus.//Versuch es 
nur, von deinem Kopf//Lebt höchstens 
eine Laus.//Denn für dieses Leben//
Ist der Mensch nicht schlau genug//
Niemals merkt er eben//Diesen Lug 
und Trug.//Ja, mach nur einen Plan!//
Sei nur ein großes Licht!//Und mach 
dann noch’nen zweiten Plan/Gehn 
tun sie beide nicht.//Denn für dieses 
Leben//Ist der Mensch nicht schlecht 
genug.//Doch sein höhres Streben//Ist 
ein schöner Zug.

Ganz anders als der Politiker, für den 
die Steuerungsfrage durch die Machtfra-
ge anscheinend hinreichend, und d. h.: 
final geklärt ist, nimmt Bert Brecht die 
Unzulänglichkeit und Interessengebun-
denheit der menschlichen Existenz scharf 
in den Blick: Menschengemachte Pläne 
sind getrieben von (häufig unzureichen-
der) Intelligenz und höhrem Streben (je-
denfalls im Idealfall), von schlichten Stra-
tegien des Try and Error (zweiter Plan) 

und sie sind zudem (allzuoft) geprägt von 
der Erfahrung des Mißerfolgs, wenn der 
Plan nicht aufgeht.

Wer sich ernsthaft mit der Steuerung 
unseres komplexen Berufsbildungssys-
tems auseinandersetzt, muss genau die-
se Kategorien des ,guten Willens‘ und 
der Interessengebundenheit der Akteure 
im politischen System sowie die enorme 
und stetig wachsende Widersprüchlich-
keit und Komplexität der Gesamtarchi-
tektur unseres Bildungssystems in den 
Blick nehmen. Eigentlich ist es ein Wun-
der, dass das System überhaupt funkti-
oniert; Talcott Parssons hat in seinem 
berühmten „AGIL-Schema“ in überzeu-
gender Weise erklärt, warum dies so ist: 
Moderne Gesellschaften bewältigen die 
Herausforderungen des Sozialen Wan-
dels durch die funktionale und systemati-
sche Integration auftretender Widersprü-
che in das soziale System – eine geniale 
theoretische Erklärung für die ungeheu-
re Dynamik und den Erfolg moderner In-
dustriegesellschaften.

Wie das vorliegende Heft deutlich do-
kumentiert, ist die berufliche Bildung ge-
prägt von einer großen Vielzahl unter-
schiedlicher Akteure (Sozialpartner, Wis-
senschaft, Regierung) und unterschied-
lichen Politikfeldern, die zugleich immer 
auch gesellschaftliche Handlungsfelder 
sind: Berufsorientierung, Schulberufssys-
tem, Duales System, Weiterbildung, zu-
nehmend auch der Hochschulbereich ver-
langen eigentlich eine Politik ,aus einem 
Guß‘, scheinen aber zunehmend zersplit-
tert und in Widersprüchlichkeiten befan-
gen: Dem Ruf nach Akademisierung an-
gesichts der Verwissenschaftlichung der 
Qualifikationsanforderungen steht die 
Forderung nach einer Attraktivitätsstei-
gerung der beruflichen Bildung (und das 
heißt vor allem: des Dualen Systems) ent-
gegen; der scheinbar plausiblen Forde-
rung nach einem ,professional Bachelor 
und Master‘ steht das Lamento der Hoch-
schulrektorenkonferenz entgegen, die 
den Untergang des Abendlandes dräuen 
sieht; dazu passt genauso (schlecht) der 
Wunsch nach einer Attraktivitätssteige-
rung der beruflichen Bildung, während 

inzwischen die Mehrheit der Altersjahr-
gänge direkt oder indirekt in die Hoch-
schulen einmünden und auf diese Weise 
der einfachen bildungsmeritokratischen 
Logik eines nach wie vor sozial hochselek-
tiven Gesamtsystems folgen – wer woll-
te es ihnen verdenken? Und dann ist da 
noch die europäische bzw.: die Frage der 
Internationalisierung: Man fragt sich an-
gesichts der großen Zahl der Binnenprob-
leme der beruflichen Bildung in Deutsch-
land zuweilen, warum und mit welchem 
Selbstbewußtsein die Bundesregierung 
(vornehmlich) unser Duales System ex-
portieren will, das im eigenen Land nicht 
nur weniger Prestige besitzt als die aka-
demische Bildung, sondern obendrein von 
zahlreichen Widersprüchen, Dysfunktio-
nalitäten, Schieflagen und Widersprüchen 
geprägt ist: Ein ,Exportschlager‘ sieht an-
ders aus.

Gegenüber derartigen strukturellen 
Herausforderungen des Gesamtsystems 
scheinen Novellierungen wie jene des 
BBiG – übrigens ebenso wie die Berufsbil-
dungsforschung – bei weitem keine hin-
reichende Antwort auf die Probleme und 
Herausforderungen (Fachkräftemangel, 
Durchlässigkeit) liefern zu können: Bildung 
2.0 gegen Arbeitswelt 4.0; die Komplexi-
tät des Systems wächst zusehends und es 
mangelt nach wie vor an einem überzeu-
genden (politischen) Gesamtkonzept für 
diesen fundamentalen, umfassenden und 
sich beständig beschleunigenden gesell-
schaftlichen Wandel.

Die in diesem Heft thematisierte Steu-
erungsfrage ist also zentral, sie ist von 
fundamentaler Bedeutung für den Fort-
bestand unseres im Kern und im interna-
tionalen Vergleich (trotz allem) gut auf-
gestellten Berufsbildungssystems und 
sie bedarf, so der Eindruck des Verfas-
sers, nach wie vor und dringlicher denn 
je einer überzeugenden Antwort – es sei 
denn, man hofft auf die Diagnose von 
Bert Brecht: „Doch sein höhres Streben//
Ist ein schöner Zug.“

Prof. Dr. Dieter Münk
Universität Duisburg-Essen
dieter.muenk@uni-due.de

Wo ist der Kompass?
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Handlungskoordination 
im Dualen System

Berufliche Bildung zwischen Normen, Interessen, 
Gefühlen und Identität

Von der Frage, wie die nachfolgenden 
Generationen auf berufliche Arbeit 

vorbereitet werden, hängt das Wohler-
gehen ganzer Familien, Gemeinschaften 
und Gesellschaften ab. Deren Beziehun-
gen untereinander sind dabei so vielfältig 
wie die beteiligten Personen und Organi-
sationen mit ihren jeweiligen Interessen, 
Wünschen, Potenzialen und Grenzen. 

Über einen langen Zeitraum hinweg 
haben sich daher zwischen den beteilig-
ten Akteuren Mechanismen der Abstim-
mung entwickelt und auf vielfältige Wei-
se ineinander verwoben. Wie stimmig 
und verlässlich diese Handlungskoordi-
nation funktioniert, hat weitreichende 
Effekte sowohl auf biografische Verläu-
fe und den Wohlstand der Einzelnen als 
auch auf die Produktivität von Betrieben 
und Gesellschaften. 

Denn der beruflichen Bildung tut es 
gut, wenn sie koordiniert wird. Ist sie 
zu weit der Eigendynamik überlassen, 
dann sind die Investitionen in berufliche 
Bildung geringer als gesellschaftlich er-
forderlich: Individuen zögern eher, Zeit, 
Anstrengung und Geld für berufliche 
Bildung aufzuwenden, wenn die Zertifi-
kate, die sie dadurch erwerben können, 
nicht gesellschaftlich breit akzeptiert 
sind. Betriebe sind weniger bereit, in 
berufliche Bildung zu investieren, wenn 
diese nicht transparent institutionalisiert 
und anerkannt ist. Berufliche Schulen 
werden schlechter ausgestattet, wenn 
ihre Arbeit nicht mit der betrieblichen 
Ausbildung verzahnt ist. Insgesamt 
führt eine solchermaßen gebremste In-
vestitionstätigkeit auf unterschiedlichen 
Ebenen der beruflichen Bildung dazu, 
dass ihre Qualität leidet, was wiederum 
Auswirkungen auf die Akzeptanz am 
Arbeitsmarkt sowie auf die Aufstiegs-
möglichkeiten durch berufliche Bildung 
zeitigt. Ute Clement

Koordination und Abstimmung zwi-
schen den Akteuren der beruflichen Bil-
dung kann also helfen, einer ganzen Reihe 
von Steuerungszielen näher zu kommen, 
die sonst vernachlässigt würden. Zu die-
sen Zielen gehören (in einer sicherlich un-
vollständigen Aufzählung):
– Integration möglichst aller Personen in 

qualifizierte Arbeit unabhängig von so-
zialen Klassen, regionalen Disparitäten, 
Stigmata oder Partikularinteressen,

– bedarfsgerechte und zukunftsfeste 
Ausbildung für alle Produktions- und 
Dienstleistungssektoren,

– breite Anerkennung und Gültigkeit der 
erwerbbaren Zertifikate über die Gren-
zen von Bildungs- und Arbeitsmarkt-
systemen hinweg,

– Beförderung von Allgemeinbildung 
und Demokratie auch in der berufli-
chen Bildung,

– Beteiligung möglichst aller, die von be-
ruflicher Bildung profitieren, an ihrer 
Bereitstellung,

– Sicherung der Qualität beruflicher Bil-
dung und Wahrung der Grundrechte 
der Lernenden.
Solche Ziele lassen sich nur dann gut 

verfolgen und möglicherweise auch er-
reichen, wenn die einzelnen Bestandteile 
beruflicher Bildung miteinander verknüpft 
werden. Wie aber lässt sich eine solche 
Abstimmung erreichen? Und warum lässt 
sie sich nur unter so großen Mühen und 
niemals wirklich widerspruchsfrei organi-
sieren? 

Mechanik der 
Handlungskoordination

Der Soziologe Uwe Schimank (2000)  unter-
scheidet vier Paradigmen der Abstimmung 
sozialen Handelns, die in unterschiedlicher 
Intensität und Verbindlichkeit wirken: 

Abstract:
Der Beitrag beschäftigt sich mit den 
Möglichkeiten und Grenzen der 
Steuerung beruflicher Bildung. Aus-
gehend von den einzelnen Akteuren 
beruflicher Bildung, ihren jeweiligen 
Interessen und Zielsetzungen wird 
hinterfragt, inwieweit die Steuerung 
des beruflichen Bildungssystems 
möglich und sinnvoll ist.
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Menschen koordinieren ihre Hand-
lungen erstens entlang vorgegebener 
Normen. Sie passen sich Regeln an und 
halten sich an gesetzliche Vorgaben. In 
der beruflichen Bildung lassen sich eine 
Fülle normativer Vorgaben anführen, an 
der sich die Ausgestaltung der Qualifizie-
rung zu orientieren hat (z. B. das Berufs-
bildungsgesetz, Ausbildungsordnungen 
und Curricula, aber auch Arbeits- und 
Jugendschutzgesetze, Schulgesetze, Be-
triebsordnungen usw.).

Zweitens folgen Menschen in der Ab-
stimmung ihres Handelns ökonomischen 
Logiken. Sie stehen in Wettbewerb zu-
einander und treffen Entscheidungen 
nach Maßgabe subjektiv erwarteter Kos-
ten und Nutzen-Kalküle. Abstimmung 
mit dem Handeln Anderer erfolgt dann, 
wenn daraus Vorteile (auch immateriel-
ler Art) für die eigene Person bzw. Ins-
titution erwachsen. In der beruflichen 
Bildung stehen nicht nur Betriebe mitei-
nander im Wettbewerb, auch Schulen, 
Ausbildungsberufe, geografische Räume, 
Bildungsgänge konkurrieren um Ressour-
cen und um leistungsfähige Personen.

In der beruflichen Bildung ist auch das 
dritte Paradigma der Handlungskoordi-
nation nach Schimank, nämlich die Iden-
tität, sehr wirksam. Vorstellungen da-
rüber, wie man sein will/soll sowie die 
Einschätzungen der eigenen Fähigkeiten 
und Möglichkeiten sind für Handeln mit 
verantwortlich. Akteure in der berufli-
chen Bildung entwickeln ihre (berufliche) 
Identität (oder demontieren sie) und wo 
sie in Verbänden, Administration und Po-
litik über berufliche Bildung entscheiden, 
steht immer auch die soziale Bedeutung 
und Identität ganzer Berufsgruppen mit 
zur Disposition. Dies ist insbesondere 
dann ein machtvolles Handlungsmotiv, 
wenn die Nichteinhaltung der selbstge-
setzten Ansprüche „als Scheitern des ei-
genen Lebens“ (Schimank 2000, S. 124) be-
griffen werden müsste.

Und viertens verweist Schimank auf 
das Paradigma der Emotionen. Men-
schen handeln nicht nur „auf dem 
Dienstweg“, sondern auch als Reaktion 
auf Gefühle der Zugehörigkeit (oder Ab-
grenzung), der Selbstwirksamkeit (oder 
Hilflosigkeit), der Loyalität (oder der Ag-
gression) usw. Für die Handlungskoor-
dination in der beruflichen Bildung hat 
das Gefühl des Vertrauens eine wichtige 
Funktion.

Normen als Instrument staatlichen 
Handelns

Im Vergleich zu anderen Ländern, in de-
nen ausbildende Betriebe über Inhal-
te, Dauer, Ziele und Ausbildungsbedin-
gungen selbst entscheiden, besteht in 
Deutschland eine ganze Reihe überbe-
trieblicher Regelungen für die Ausbil-
dung. Der Staat bietet durch rechtliche 
Regelungen (Berufsbildungsgesetz, Ju-
gendschutzgesetz, Handwerksordnung 
etc.) Rechtssicherheit für ausbildende 
Betriebe. Gleichzeitig stellt er eine Viel-
falt von Unterstützungsmaßnahmen zur 
Verfügung (z. B. durch das Bundesinstitut 
für Berufsbildung oder die Arbeitsämter). 
Der berufsschulische Teil der Ausbildung 
wird vom Staat verwaltet und finanziert. 
Die Beteiligung der Tarifparteien am Be-
rufsbildungssystem ist gesetzlich gere-
gelt. 

Auch die Inhalte beruflicher Bildung 
sind in Deutschland durch Gesetze und 
Verordnungen festgelegt. Ausbildungs-
ordnungen garantieren, dass die Inhal-
te staatlich geregelter Ausbildungsberu-
fe bundesweit recht einheitlich definiert 
sind. Rahmenpläne der beruflichen Schu-
le ermöglichen eine sinnvolle Abstim-
mung zwischen Betrieb und Schule. 

Doch die Kohärenz dieser normati-
ven Regelungen leidet daran, dass un-
terschiedlichen Ebenen des politischen 
Systems unterschiedliche Zuständigkei-
ten zufallen. Die Bundesländer haben 
hoheitliche Aufgaben im Kultusbereich; 
sie sind für die personellen Angelegen-
heiten der Schulen zuständig und ha-
ben die Aufsicht über das Schulsystem. 
Der Bund ist für Arbeitspolitik und da-
mit auch für die Bundesanstalt für Ar-
beit zuständig. Zugleich übernimmt das 
Bundesinstitut für Berufsbildung, das 
dem Bundesministerium für Bildung 
und Forschung zugeordnet ist, wichti-
ge Regelungsaufgaben. Und schließlich 
interveniert die Europäische Union zu-
nehmend in Angelegenheiten der be-
ruflichen Bildung, ohne allerdings in 
diesem Gebiet direkte Regelungskom-
petenz zu besitzen. Die Abgrenzungen 
der Zuständigkeit dieser politischen 
Ebenen sind keineswegs klar gezogen. 
Immer wieder sind Aushandlungen nö-
tig und ergeben sich Widersprüche, die 
nicht über hierarchische Entscheidun-
gen zu lösen sind. 

Klare hierarchische Regelungsstruktu-
ren sind in der beruflichen Bildung nur 
in Teilbereichen vorhanden. Per Anord-
nung, Gesetz oder Maßgabe lassen sich 
die beteiligten Akteure nur schwer mit-
einander koordinieren. Die Politik, aber 
auch die Verwaltung setzen daher häu-
fig stärker darauf zu verhandeln als zu 
regieren, Anreize zu setzen als anzuord-
nen. 

Wettbewerb und das freie Spiel 
der Kräfte

Insbesondere private Akteure in der be-
ruflichen Bildung sind darauf angewie-
sen, auf dem (Bildungs-)markt erfolg-
reich zu sein und orientieren ihr Han-
deln an dieser Prämisse. Innovationen 
oder Reformen finden – jedenfalls in der 
Theorie – nicht statt, weil sie ‚von oben‘ 
angeordnet werden, sondern weil ‚der 
Markt‘ sie einfordert.

Überlässt man berufliche Bildung die-
sem Marktgeschehen, so geht dies zu-
nächst mit einem verringerten Risiko für 
den Staat einher. Unrentable Einrich-
tungen, die keine ausreichende Nach-
frage hervorbringen, belasten die Steu-
erzahler nicht. Auch können Standards 
hinsichtlich Festanstellung, Bezahlung 
oder Absicherung des Ausbildungs- und 
Lehrpersonals regelmäßig unter die im 
Staatsdienst üblichen Bedingungen ab-
sinken. 

In einigen Bereichen der beruflichen 
Bildung (z. B. bei den Maßnahmen der 
Agentur für Arbeit im Übergangsbe-
reich, in der beruflichen Weiterbildung 
oder auch der beruflichen Bildung in der 
internationalen Entwicklungszusammen-
arbeit) wurden daher Angebote berufli-
cher Bildung seit der Jahrtausendwende 
offensiv an private Träger ausgelagert. 
Diese unterwerfen sich mit der Teilnah-
me an Wettbewerben den Rahmenbe-
dingungen (Zielen, Leistungskriterien, fi-
nanziellen Bedingungen) der ausschrei-
benden Stelle. Doch gleichzeitig agieren 
sie unter Marktbedingungen und tragen 
das Risiko ihrer Aktivität ökonomisch 
selbst. 

Doch nicht nur die Institutionen be-
ruflicher Bildung stehen untereinander 
im Wettbewerb. Auf einer grundsätzli-
cheren Ebene konkurriert das System be-
ruflicher Bildung auch mit den Bildungs-
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gängen akademischer Bildung auf der 
einen Seite und – so merkwürdig dies 
zunächst klingt – mit unqualifizierter 
Arbeit auf der anderen. In den zwan-
zig Jahren zwischen 1997 und 2017 sind 
die Neuabschlüsse von Ausbildungsver-
trägen um rund 10 %, diejenigen im 
Handwerk um rund ein Drittel zurück-
gegangen (Zahlen der entsprechenden 
Berufsbildungsberichte des BIBB, eigene 
Berechnungen). Das ist eine dramatische 
Entwicklung, bei der die berufliche Aus-
bildung als Ganze im Wettbewerb mit 
anderen Bildungswegen ins Hintertref-
fen gerät.

Und weder normative Regelungen, 
noch ökonomisches Kalkül können die 
Abkehr der jungen Menschen von be-
ruflicher Ausbildung vollständig erklä-
ren. Verantwortlich für Bildungswahl-
entscheidungen (wie auch für andere 
Momente der Handlungskoordination) 
sind offenbar weniger rationale Motive.  
Sie werden nur dann verständlich, wenn 
auch der dritte Mechanismus der Hand-
lungskoordination nach Schimank in den 
Blick gerät: Die Identität.

Identität als Movens von 
Handlungsentscheidungen

Die Entscheidung für eine berufliche 
Ausbildung, aber auch das berufliche 
Handeln selbst wird wesentlich von Vor-
stellungen darüber bestimmt, wer man 
ist bzw. sein will. Es lässt sich historisch 
zeigen, dass sich mit der zunehmenden 
Einbindung in die Rationalität von Arbeit 
und Ökonomie auch die Ansprüche an 
Identität verändert haben: Fleiß, Bedürf-
nisaufschub und Askese gehören seit der 
Industrialisierung zu den Anforderungen 
an berufliche Ehrbarkeit. Berufsausbil-
dung steht nicht nur für Kompetenzer-
werb, sondern auch für Selbstbegren-
zung, Verzicht und Unterordnung. 

Eben dieser Anspruch, das persönli-
che Befinden den Anforderungen von 
Ausbildung und beruflicher Arbeit un-
terzuordnen, erscheint jedoch im 21. 
Jahrhundert nicht mehr selbstverständ-
lich durchsetzbar. Die Arbeiteridentität, 
früher Muster des sozialen Selbstver-
ständnisses einer ganzen gesellschaftli-
chen Klasse, verliert in vielerlei Hinsicht 
an Normalität. Der massive Einzug von 
Frauen, aber auch von Migrierten in 

den Arbeitsmarkt, neue Ansprüche an 
Selbstverwirklichung und familiäre Be-
ziehungen, technologische Veränderun-
gen, moderne Formen der Arbeitsorga-
nisation und des Arbeitszuschnitts – all 
dies sind Faktoren, die dazu beitragen, 
dass sich berufliche Identitäten in den 
vergangenen Jahrzehnten stark verän-
dern.

Früher ging man davon aus, ein In-
dividuum habe persönliche Interessen, 
Vorlieben und Fähigkeiten und suche 
sich (im Erfolgsfall) einen Beruf mit pas-
senden Möglichkeiten und Herausfor-
derungen. Diese Vorstellung muss heu-
te als überholt gelten. Wir alle gleichen 
private und berufliche Belange gegenei-
nander ab, verteilen Loyalitäten und En-
gagement, ziehen Grenzen. Wir verän-
dern und gestalten berufliche Anforde-
rungen, unterwerfen uns ihnen, deuten 
sie um, entziehen uns wieder. Es geht 
nicht mehr nur darum, Mitglied einer 
bestimmten Berufsgruppe zu sein, son-
dern um unterschiedliche und parallele 
Zugehörigkeiten zu sozialen Welten, die 
wir miteinander in Einklang zu bringen 
versuchen (Unger 2010, S. 11).

Der Verlust an verlässlichen Mustern 
der Rollenidentität und an klaren Regeln 
der Mitgliedschaft bringt für die Einzel-
nen Freiheiten, aber auch Gefühle der 
Verunsicherung und Bindungslosigkeit 
mit sich. Auch die Bereitschaft, in Ausbil-
dung zu investieren (Zeit, Anstrengung, 
Geld) verändert sich, wenn Erwartungen 
an Rollenbilder verschwimmen. Emotio-
nen übernehmen dann mitunter die Auf-
gabe der Handlungskoordination.

 
Gefühle als Movens der 
Handlungskoordination

Komplexe Entscheidungen, wie die für 
oder gegen eine Ausbildung oder die 
Einstellung von Auszubildenden, werden 
nicht selten eher intuitiv getroffen. Die 
Vielfalt von Möglichkeiten und Informa-
tionen wird auf diesem Wege verdichtet 
und in einem eher diffusen Zugriff syn-
thetisiert. Ein für die Handlungskoordi-
nation besonders wirksames Gefühl ist 
dabei das Vertrauen.

Menschen vertrauen auf der Grund-
lage der wahrgenommenen Vertrauens-
würdigkeit sowie ihrer eigenen Vertrau-
ensbereitschaft. 

Für Beziehung zwischen einzelnen 
Personen, d. h. für interpersonales Ver-
trauen, ist das Phänomen der Vertrau-
enswürdigkeit inzwischen gut untersucht. 
Vertrauenswürdig erscheinen Menschen, 
denen folgende Merkmale zugeschrieben 
werden: Kompetenz (fachliche, soziale), 
Konsistenz (Berechenbarkeit, Verlässlich-
keit, Treue), Integrität (Ehrlichkeit, Auf-
richtigkeit), Offenheit (Informationswei-
tergabe, Selbstenthüllung), Wohlwollen 
(Fairness, Loyalität, Respekt, Gesinnung) 
(vgl. Neuberger 2006, S. 13).

Für den Zusammenhalt eines ganzen 
Systems wie der beruflichen Bildung wird 
Vertrauen dort interessant, wo nicht mehr 
nur einzelne Personen einander vertrauen, 
sondern wo gesellschaftlichen Institutio-
nen (Titeln, dem „Beruf“) oder Organisa-
tionen Vertrauen entgegengebracht wird.

Auf Systemebene spielt insbeson-
dere das Vertrauen als Mechanismus 
emotionaler Handlungskoordination ei-
ne zentrale Rolle: Lernende wählen Bil-
dungsträger und Ausbildungsbetriebe, 
denen sie Vertrauen schenken, Lernort-
kooperation ist abhängig vom Vertrauen 
zwischen Lehrkräften und Ausbildungs-
personal, Arbeitgeber stellen Personen 
mit einer vertrauenswürdigen Vita ein 
etc. Von wechselseitigem Vertrauen ist 
häufig die Rede, wenn es um Zertifika-
te geht. Auf europäischer Ebene sollen 
‚zones of mutual trust‘ entstehen, um 
die Anerkennung von Zertifikaten un-
ter Bildungseinrichtungen und dem Ar-
beitsmarkt zu stärken. Die Anerkennung 
vorgängig erworbener Kompetenzen ist 
von Vertrauen abhängig. Starke Institu-
tionen vergeben Zertifikate, die einen 
höheren Marktwert besitzen als Zer-
tikate schwacher Institutionen. Da wir 
die Glaubwürdigkeit und Integrität einer 
großen Zahl von Personen nicht prüfen 
können, benötigen wir Vertrauen in In-
stitutionen, die diese Regeln schützen. 
Wird das Vertrauen enttäuscht (wie et-
wa beim Dieselskandal das Vertrauen in 
die Redlichkeit deutscher Betriebe), ent-
steht ein Schaden, der weit über den Ein-
zelfall hinausreicht.

Fazit

In komplexen und vielschichtigen Syste-
men wie dem der beruflichen Bildung 
sind auch die Mechanismen der Hand-
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lungskoordination divers und reichen 
von formalen Regeln, Wettbewerb und 
sozialen Konstrukten wie Identität bis 
hin zu Emotionen wie Vertrauen oder 
Bindung. Der Versuch, ein solches Sys-
tem von oben her zu regieren, ist nicht 
wirklich aussichtsreich. Insbesonde-
re Mechanismen der Identitätsbildung 
oder der Gefühle lassen sich – glückli-
cherweise – von Seiten des Staates nur 
bedingt regulieren. Häufig genug ge-
lingt die Regulierung unserer Gefühle ja 
nicht einmal uns selbst… Andererseits 
geschieht es durchaus, dass identitäts-
bezogene und emotionale Muster, die 
sich für die Konstituierung eines sozi-
alen Systems als hilfreich erwiesen und 
lange verlässlich funktioniert haben, 
durch gesellschaftliche Entwicklungen 
erodieren und dadurch das System an 
sich gefährden. Auch aus diesem Grund 
ist es nicht sinnvoll, auf Regulierung zu 
verzichten und die berufliche Bildung 
sich selbst zu überlassen. 

Als besonders erfolgreich gelten sol-
che Governanceformen, die indirekt wir-
ken und den beteiligten Menschen die 
Möglichkeit geben, ihre Interessen, Iden-
titätskonstrukte, Emotionen usw. in den 
Prozess mit einzubringen – allerdings bei 
vorgängig verhandelten und daher gesetz-
ten Zielen. 

Insgesamt lässt sich festhalten: Ob nun 
top-down oder bottom-up, ob direkt oder 
indirekt, konsensual oder in unterschied-
lichen Interessenkonstellationen: Gover-
nance ist schwierig, folgt unterschiedli-
chen Logiken und Interessen, muss mit 
Irrationalitäten und nichtintentionalen Ef-
fekten rechnen, ist aber zugleich unver-
zichtbar. Berufliche Bildung ist darauf an-
gewiesen, dass wir auf unterschiedlichen 
Systemebenen und in unterschiedlichen 
Zuständigkeitsbereichen dazu beitragen, 
sie regelkonform, effizient, stark und ver-
lässlich zu gestalten – so wie es im Zusam-
menspiel aller Beteiligten dann möglich ist.
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Forschungssteuerung durch 
öffentliche Programmförderung

Kritische Anmerkungen zu ihrer Wirksamkeit 
und ihren (nicht intendierten) Effekten

Was eigentlich ist Berufsbildungs-
politik? Der Begriff setzt konzep-

tionell voraus, dass es klare Linien und 
Vorstellungen darüber gibt, in welche 
Richtung der Tanker Bildungspolitik zu 
steuern ist. Indes scheinen Zweifel dar-
über durchaus angebracht, ob die aktu-
elle Steuerfrau des BMBF-Tankers über 
eine derartige strategische Konzeption 
der Weiterentwicklung unseres institu-
tionalisierten Bildungssystems verfügt:  
Sie müsse, so Frau Ministerin Karliczek in 
anderem Zusammenhang, sich hier erst 
noch „ein wenig einarbeiten“: So erhielt 
sie beispielsweise kürzlich Nachhilfe vom 
Generalsekretär des Deutschen Studen-
tenwerkes Achim von der Heide über den 
Unterschied zwischen Brutto- und Netto-
einnahmen – und wenig später glänzte 
sie vor der Hochschulrektorenkonferenz 
mit der Bemerkung, sie müsse erst noch 
lernen, worum es überhaupt geht (Spie-

gel-Online/Himmelreich 2019, S. 1).

Mit einem derartig ,professionel-
len‘ politischen Handeln grenzt sich das 
BMBF deutlich von dem ab, was wir his-
torisch eigentlich immer unter Bildungs-
politik verstanden haben: Bildungspolitik 
– das waren relativ klare Vorgaben und 
Leitlinien des politischen Handelns nicht 
nur für den Berufsbildungs-, sondern für 
den Bildungsbereich insgesamt. Früher 
zumindest war eine solche Linie struktu-
rell erkennbar, wenn man sich etwa an 
das Politikfeld der Weiterbildungspla-
nung erinnert: In diesem Zusammenhang 
stand Bildungspolitik immer im Zeichen 
politischer, d. h.: öffentlicher Verantwor-
tung. Das flankierende politische Ziel war 
die Einbindung der Weiterbildung in die 
politische – und das hieß damals auch: 
in die gesellschaftliche – Verantwortung, 
um Teilhabechancen auf möglichst brei-

ter Basis zu garantieren. Der Staat fühlte 
sich dabei erkennbar für die Gesamtheit 
der damit verbundenen Fragen (rechtli-
che Regulierung, die Finanzierung, die 
Verklammerung zwischen Aus- und Wei-
terbildung, für die organisatorische Kon-
tinuität wie auch für die Wahrung der 
pluralen Interessenstrukturen) im Hand-
lungsfeld Weiterbildung verantwortlich.

Die in diesem Sinne konzipierte Be-
rufsausbildungspolitik zielte dabei zu-
gleich auf die Beseitigung prekärer 
Schieflagen auf dem Gebiet des beruf-
lichen Ausbildungsgeschehens (vgl. hier-

zu kritisch: Offe 1975). Mit anderen Worten 
lag dem politischen Handeln in den 70er 
Jahren so etwas wie die Idee von großen 
politischen Linien zu Grunde: Partizipa-
tion, Chancengleichheit, Gleichwertig-
keit allgemeiner und beruflicher Bildung, 
Öffnung von Zugängen/Durchlässigkeit, 
Abbruch von Bildungsbarrieren. Diese 
durch den deutschen Bildungsrat 1972 
entscheidend stimulierte politische Ge-
samtkonzeption wurde programmatisch 
begleitet von den großen bildungspoliti-
schen Programmen und Aktivitäten der 
70er und frühen 80er Jahre (z. B. Verab-
schiedung des AFG als Finanzierungsin-
strument und des BBiG als gesetzliches 
Regulierungsinstrument, Etablierung des 
Bildungsgesamtplans, Einrichtung der 
BLK-Kommission für Bildungsplanung; 
vgl. Büchter 2018, S. 17).

All diese Maßnahmen zielten im Kern 
auf die Verbesserung der Infrastruktur 
des Gesamtsystems (Ausbau der Hoch-
schulen sowie des Weiterbildungsange-
botes, stärkere Bildungspartizipation vor 
allem im Bereich der gymnasialen Allge-
meinbildung, Abbau der Jugendarbeits-
losigkeit, Stabilisierung des Dualen Sys-
tems).

Rolf Dobischat und 
Dieter Münk

Abstract:
Ausgehend von den bildungspoliti-
schen Zielen und Schwerpunktset-
zungen der 70er und 80er Jahre des 
letzten Jahrhunderts legen die Au-
toren den Übergang zu programm-
gesteuerter Berufsbildungpolitik dar 
und beleuchten kritisch die Vormacht 
privatwirtschaftlicher Institutionen 
und Stiftungen und die damit ver-
bundene Steuerung der Forschungs-
fragen.
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Dieses sehr grundsätzliche Politikver-
ständnis wurde – bei prinzipiell gleich 
bleibenden bildungspolitischen Schwer-
punktsetzungen – spätestens seit den 
90er Jahren ersetzt durch eine völlig 
neue Steuerungsphilosophie, die unter 
dem politischen Etikett der so genann-
ten Programmförderung firmierte; Pro-
grammförderung meinte dabei „dort zu 
unterstützen, wo herkömmliche Infra-
struktur und Angebote nicht ausreich-
ten“ (Büchter 2018, S. 15).

Die Basis für diese neue Steuerungs-
philosophie war die Überlegung, dass 
die Outputqualitäten bei im Übrigen 
gleichbleibenden Zielsetzungen durch 
effektiven Ressourceneinsatz, effizien-
te Steuerung sowie durch die Verhin-
derung von Reibungsverlusten beim 
Ergebnistransfer sehr viel einfacher er-
reichbar seien. Im Nachhinein stellt sich 
dieses Bemühen in etwa wie der Ver-
such dar, die Uhr abzuschalten, um Zeit 
zu gewinnen. Angesichts dieser Proble-
me stellt sich rückblickend die Frage, ob 
dieses Konzept einer programmgesteu-
erten Berufsbildungspolitik grundsätz-
lich überhaupt in der Lage sein konnte, 
die oben erwähnten Strukturprobleme 
zu lösen. Folgt man der empirischen 
Evidenz der in den vergangenen Jah-
ren generierten Forschungsbefunde, so 
kann leicht der Eindruck entstehen, dass 
dies eher nicht der Fall ist: Bei Lichte be-
trachtet, diskutieren (und forschen) wir 
– unter zugegebenermaßen zunehmend 
komplexer gewordenen Rahmenbedin-
gungen – noch immer über die gleichen 
Strukturfragen (soziale Ungleichheit, Zu-
gang und Partizipation, Gleichwertigkeit 
etc.), welche die Wissenschaft und die 
in dieser Weise geförderten Programme 
schon in den 70er Jahren beschäftigt 
haben – allerdings ohne inzwischen zu 
einer wirklich überzeugenden Antwort 
gelangt zu sein.

Ein zentraler Unterschied dieser neu-
en Programmsteuerung von der ein-
gangs dargestellten politisch begründe-
ten Variante besteht zudem darin, dass 
die für die Formulierung von Leitlinien 
notwendigen Impulse inzwischen we-
niger aus der Wissenschaft oder der 
Politik, sondern vielmehr von privat-
wirtschaftlichen Institutionen und Stif-
tungen wie der Bertelsmann-Stiftung 
kommen, die inzwischen die Rolle ei-
ner verlängerten Werkbank und eines 

Think-Tanks des BMBF übernommen zu 
haben scheinen.

Blickt man von diesen Niederungen 
praktischer bildungspolitischer Maßnah-
men auf die Entwicklung und den ak-
tuellen Stand der universitären Berufs-
bildungsforschung im engeren Sinne, 
so zeigt sich, dass diese Art der extrem 
kleinteiligen und inhaltlich-thematisch 
sehr eng geführten Programmförderung 
mit großer Zwangsläufigkeit zu einer 
ebenso kleinteiligen und eng geführten 
Forschung führt; Engführung bedeutet 
dabei insbesondere, dass nicht nur die 
Programme selbst (d. h. also: die Aus-
schreibungen beispielsweise des BMBF), 
sondern auch die Forschungsergebnis-
se der gleichen Engführung unterliegen: 
Dies ist – bei Lichte betrachtet – nicht 
besonders verwunderlich, weil die ein-
zusetzenden Methoden (und zuweilen 
sogar die intendierten Ergebnisse) nicht 
selten bereits zentraler Bestandteil der 
Ausschreibungen selbst sind. Mit der 
Idee freier und wertfreier Forschung à la 
DFG hat dies wenig zu tun; jenseits der 
weitgehend unabhängigen (und gleich-
sam selbstgesteuerten) DFG Forschung 
läuft die universitäre Forschung folglich 
ernsthaft Gefahr, zum Dienstleister der 
unterschiedlichen (und wechselnden) 
Politikinteressen zu mutieren. 

Zu recht betonen Düsseldorf und 
Dobischat, dass universitäre „Berufs-
bildungsforschung schließlich nicht un-
abhängig von ihren Forschungsressour-
cen gesehen werden“ kann. Gerade 
„weil die Forschungsinstitutionen, die 
Forschungsprogramme als Finanzie-
rungsquellen, Forschungsfragestellun-
gen und Zwecksetzungen politischen, 
gesellschaftlichen und interessengrup-
penspezifischen Motiven verpflich-
tet sind, kann von voraussetzungsfrei-
er, wertfreier und autonomer Berufs-
bildungsforschung kaum gesprochen 
werden. Selbst die hochschulische Be-
rufsbildungsforschung steht damit in 
dem permanenten Dilemma, gerade im 
jüngst deutlich verschärften Druck der 
Drittmittelfinanzierung (Stichwort: LOM 
= Leistungsorientierte Mittelzuweisung), 
nicht die ihr besonders zukommende 
„Grundlagenforschung“ (basic research) 
zu betreiben, sondern, dem Refinanzie-
rungsdruck ihrer institutionellen Set-
tings geschuldet, sich an der interessen-
gebundenen Mainstream-Forschung zu 

beteiligen“ (vgl. Dobischat & Düsseldorf 2017, 

S. 27).

Auf diese Weise droht Forschung zum 
selbstreferentiellen System in bestmögli-
chem Luhmann´schen Sinne umzuschla-
gen: Wie bei einem circulus vitiosus exe-
kutiert die Forschung kleinteilige Pro-
grammforschung nach ausschreibungs-
gemäßer Gebrauchsanweisung, um so 
zu Befunden zu kommen, die ihrerseits 
zu Inkubatoren für die nächste Pro-
grammausschreibung werden. Dies be-
rührt – gleichsam nebenbei – auch das 
„notorische Grundproblem empirischer 
Verwendungsforschung“, welches die 
Soziologen Wingens und Fuchs schon 
in den ausgehenden 80er Jahren bei 
ihrer Suche nach einer „konstruktivisti-
schen Verwendungsforschung“ kritisch 
(und freilich nicht ganz ernst gemeint) 
danach fragen ließ, ob „die Soziologie 
gesellschaftlich irrelevant“ sei (vgl. Win-

gens & Fuchs 1989, S. 208).

Die Universitäten und Hochschulen 
folgen dieser verhängnisvollen Logik ge-
zwungenermaßen, weil sie ebenso poli-
tisch gesteuert den gleichen steuerungs-
logischen Zwängen von Ökonomisierung 
und Effizienzkriterien unterliegen und an 
diesen gemessen werden – man spricht 
dann von exzellenter Forschung, wenn 
und sofern die internationalen Rankings 
dies ausweisen. Und hier erweisen sich 
die Folgen der drittmittelgetriebenen 
Steuerung ganz unmittelbar: Als kleiner 
Ausweis mag gelten, dass mehr als 10 
Jahre nach dem Beginn der groß ange-
legten Programmförderung auf dem Ge-
biet der Kompetenzforschung beispiels-
weise an den Schulen – mit wenigen 
Ausnahmen – kaum ernstzunehmende 
konkrete Befunde Eingang in die Schul-
wirklichkeit gefunden haben. Meßbare 
Effekte wirken allenfalls punktuell und 
greifen kaum in die Strukturen des Sys-
tems ein; spätestens bei der entscheiden-
den Frage der Nachhaltigkeit derartiger 
Projekte zeigt sich die Begrenztheit der 
Instrumente in einem bildungspolitischen 
Umfeld, in welchem Steuerung zuneh-
mend wichtiger, aber leider auch zuneh-
mend schwieriger wird. 

Ganz in diesem Sinne kommen-
tieren Dobischat und Düsseldorf: 
„Berücksichtigt man zudem noch, dass 
bereits seit Jahrzehnten für die Berufsbil-
dungsforschung oft dasselbe gilt, wie für 
die Bildungsforschung  generell, nämlich 




